
Anlage 23 zur GRDrs 845/2009
Verlängerung eines Stellenvermerks
zum Stellenplan 2010 

	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktions-

bezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

Vermerk

bisher

Neu
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	520 0301 020
	Sportamt
	A 10
	
	Sachbearbeiter/-in
	0,2
	kw 01/2010

kw 01/2011
	--


Begründung:
Die Stelle erhielt zum Stellenplan 2008 einen KW-Vermerk auf den 01.01.2010 als Platzhalter für erwartete Personaleinsparungen durch die e-Vergabe.
Beantragt wird die Verlängerung des Vermerks um ein Jahr auf den 31.12.2010 (kw 01/2011).
Im letzten Zwischenbericht zum Projekt eProcurement im Oktober 2008 mit GRDrs 674/2008 wurde dargelegt, dass bis Ende 2008 eine Aussage darüber getroffen werden kann, welche Ämter und Eigenbetriebe als Mandant umgesetzt werden, d.h. welche Ämter und Eigenbetriebe künftig die Vergaben komplett und eigenständig über die eVergabe-Plattform abwickeln werden. Sobald die ersten Mandantenvereinbarungen vorliegen und der anstehende Releasewechsel durch die Fa. Ventasoft durchgeführt wurde, sollte mit der konkreten Umsetzung begonnen werden.

Bereits in GRDrs 313/2007 wurde ausgeführt, dass eine pauschale Verteilung der Einsparpotenziale auf die Ämter/Eigenbetriebe nicht möglich ist, sondern dass im Einzelnen geprüft werden muss

· wer im Amt/Eigenbetrieb an Vergabeprozessen beteiligt ist,

· in welchem Umfang die Ämter/Eigenbetriebe bisher Vergaben durchgeführt haben,

· welche Prozessschritte sie künftig noch übernehmen werden, 

· inwieweit Prozess-Verschiebungen möglich sind und

· welche Einsparpotenziale sich daraus je Amt/Eigenbetrieb für den eVergabe-Bereich ergeben. 

Weiter wurde zu diesem Thema ausgeführt, dass auch wenn Einsparpotenziale erst zu einem späteren Zeitpunkt verifiziert und umgesetzt werden können, die vorrangigen Ziele, die mit Einführung einer eVergabe-Plattform erreicht werden sollen, weitestgehend sofort zum Tragen kommen: 

· rechtssichere Beschaffungsprozesse (vor allem EU-weite Ausschreibung)

· transparente Beschaffungsprozesse

· dadurch Qualitätssteigerung

· Verringerung der Durchlaufzeiten

In der Sitzung des Verwaltungsausschusses am 07. November 2007 wurde der Zwischenbericht zum Projekt eProcurement und die darin vorgeschlagene Vorgehensweise beschlossen.

Zu den Haushaltsplanberatungen 2008/2009 wurde mit Haushaltsantrag 445/2007 von der CDU-Gemeinderatsfraktion, der Freie Wähler-Gemeinderatsfraktion und der 

FDP-Gemeinderatsfraktion beantragt, in den Jahren 2008/2009 ein erstes Kontingent von 5 Stellen abzubauen, um die Amortisation der Investitionen sicherzustellen.

Daraufhin wurden bei den Ämtern Haupt- und Personalamt, Schulverwaltungsamt, Jugendamt, Sportamt und Garten-, Friedhofs- und Forstamt kw-Vermerke als Platzhalter an Stellen angebracht. Erst nach der konkreten Umsetzung der eVergabe-Plattform in den Ämtern und Eigenbetrieben und einer entsprechenden Anlaufphase kann eine Aussage zu der konkreten Benennung der 5 abzubauenden Stellen gemacht werden, d.h. wo diese kw-Vermerke letztlich anzubringen sind. Um hier möglichst eine Akzeptanz bei den Ämtern und Eigenbetrieben zu erlangen, ist es notwendig, dass die Ämter und Eigenbetriebe zuerst den Nutzen der eVergabe selbst erfahren können, bevor sie Einsparpotenziale umsetzen müssen. Aus diesem Grund kann zu den kw-Vermerken frühestens Mitte 2009 eine Aussage erfolgen.

Aktueller Sachstand

Herr BM Murawski hat im Reform- und Strukturausschuss am 08.07.2009 ausgeführt, dass erst Mitte 2010 eine Gemeinderatsvorlage zum Thema erfolgt, da verwaltungsintern noch einige Prüfaufträge zu erledigen sind.

Von den 5,0 kw-Vermerken, die für Einsparungen in der eVergabe angebracht worden sind, kann nur der Vermerk im Bereich des Technischen Referats vollzogen werden. Das Dienstleistungszentrum VOB arbeitet seit 01.01.2008 im Echtbetrieb mit der eVergabeplattform, so dass die Voraussetzungen für die Streichung gegeben sind. Der Vermerk an 1,0 Stelle bei Amt 67 wird durch Ersatzstreichung zum Stellenplan 2010 vollzogen.

Die Vermerke an 4,0 Stellen im VOL-Bereich sind jedoch zu verlängern. Hier kann erst im Frühjahr 2010 das grundsätzliche weitere Vorgehen geklärt werden. Bisher erfolgen hier keine Ausschreibungen über die Plattform. Die Voraussetzungen für Stellenstreichungen sind hier somit nicht gegeben.

Während im Baubereich überwiegend standardisierte und DIN-genormte Produkte beschafft und in erster Linie über den Preis vergeben werden, sind im VOL-Bereich die Produkte hinsichtlich der Beschaffenheit wesentlich differenzierter auszuschreiben und die Angebote im Rahmen des Vergabeverfahrens entsprechend zu bewerten. Die Vorarbeiten zum stadtweiten Rollout der eVergabeplattform im VOL-Bereich wurden weiter vorangetrieben. Es hat sich jedoch gezeigt, wie auch schon bei anderen großen IuK-Projekten, dass im Projektverlauf unvorhergesehene Probleme auftauchen, die die Projektlaufzeit verlängern. Zunächst sind bei der jeweiligen Software oftmals noch Anpassungen an die Anforderungen der Nutzer vorzunehmen, die bei einer Großstadtverwaltung sehr aufwändig sind. Auch andere Städte machen die Erfahrung, dass sich die Einführung einer Software bei hochkomplexen stadtweiten IuK-Projekten zeitaufwändig gestaltet. 

Im Zeitraum November bis Ende Dezember wird die eVergabe-Software der Firma RIB nochmals intensiv von Mitarbeiter/-innen des Zentralen Einkaufs auf ihre Einsatzmöglichkeiten hin getestet (evtl. auch ein von RIB neu entwickeltes Vergabe-Tool für den VOL-Bereich namens „RIB-VOL-QA-Suite“). Aufgrund von Kapazitätsproblemen im Zentralen Einkauf ist ein früherer Zeitpunkt für die Testreihe im eVergabe-Bereich nicht möglich.

Erst wenn die Testphase im VOL-Bereich abgeschlossen ist und konkrete Ergebnisse und Erkenntnisse vorliegen, kann in erneute Vertragsverhandlungen mit der Firma RIB/Ventasoft getreten werden und danach das weitere Vorgehen für den VOL-Bereich festgelegt werden.

Es wird deshalb die Verlängerung des Vermerks um 1 Jahr beantragt.


